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Streit über 
Besoldung 

Düsseldorf. Grundschullehrer müs-
sen weiter auf eine ähnliche Besol-
dung wie Lehrer der Sekundarstu-
fe 11 warten. Entsprechende Anträ-
ge der Grünen und der SPD wur-
den vom Düsseldorfer Landtag am 
Freitag mehrheitlich abgelehnt. 
Die ehemaligen Regierungspartei-
en forderten die Landesregierung 
auf, gegen Ungleichheiten in der 
Bezahlung von Grundschulleh-
rern und Lehrern der Sekundarstu-
fe I von bis zu 450 Euro vorzuge-
hen. Jochen Ott (SPD) erklärte die 
Antragsabsicht auch mit dem gro-
ßen Lehrermangel. 

Der CDU-Abgeordnete Frank 
Rock sagte, dieser sei das Resultat 
der „miserablen Bildungspolitik 
der letzten Jahre". Schulministerin 
Yvonne Gebauer (FDP) warf der 
rot-grünen Vorgängerregierung  

Untätigkeit in der Schulpolitik vor. 
Ott warf der Regierung im Gegen-
zug Wahlkampftaktik vor. 

»Ein gerechtes System einführen" 

„Es muss endlich gehandelt wer-
den, daher ist diese Debatte über-
fällig", sagte die Landesvorsitzen-
de der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft, Dorothea Schä-
fer. „Wer dauerhaft etwas gegen 
den zunehmenden Lehrkräfteman-
gel tun will, muss endlich ein ge-
rechtes Besoldungssystem einfüh-
ren. Es ist nicht zu rechtfertigen, 
dass an Grundschulen und Schu-
len der Sekundarstufe 1 bei gleich-
wertiger Ausbildung rund 500 Eu-
ro weniger pro Monat verdient 
wird als an den Schulen der Sekun-
darstufe 11." 

Der Vorsitzende des Verbandes 
Bildung und Erziehung in NRW, 
Udo Beckmann, sagte: „Wenn 
Lehrermangel und der damit ver-
bundene Unterrichtsausfall insbe-
sondere im Grundschulbereich 
nicht auf Dauer zum Schulalltag 
gehören sollen, brauchen wir als 
einen wesentlichen Baustein eine 
gleiche Besoldung, unabhängig 
von Schulform und Schulstufe." 

für Lehrer 
LANDTAG Antrag von 
SPD und Grünen von 
schwarz-gelber 
Mehrheit abgelehnt 

VON MICHAEL HESSE . 
UND ANNE POLLMANN 
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BISHER KAUM BEWERBER 
AUF DIE OFFENEN STELLEN 

3 Mehr als 1000 Lehrer fehlten 
in NRW zum Beginn des Schul-
jahres. Besonders betroffen: die 
Grundschulen. Es gibt kaum Be-
werbungen. 
=3 Große Hoffnung: Ende Okto-
ber werden zahlreiche Lehr-
amtsanwärter ihren Vorberei-
tungsdienst beenden und auf 
Stellensuche gehen. 

Gerechte Bezahlung 
Lehrer sollen gleich verdienen 
Von Peter Toussaint (p. toussaint@nrz. de). 

Das gehört zu den Kuriositäten unter den 
Spielregeln unserer parlamentarischen 

Demokratie: Kaum nimmt man auf den harten 
Stühlen der Opposition Platz, wird all das von 
den Nachfolgern gefordert, was man in eige-
nen Regierungsjahren längst hätte regeln 
können - aber dann doch nicht angepackt 
hat. Der Widerspruch, dass Grundschullehrer 
genauso lang studieren und genauso lang, 
aufreibend und verantwortungsvoll arbeiten 
wie die Kollegen an weiterführenden Schulen 
- dafür aber deutlich schlechter bezahlt wer-
den, gehört dazu. Immerhin: Sylvia Löhrmann 
hat mit der höheren Besoldung der Schullei-
terinnen einen Anfang gemacht. Jetzt muss 
es schnell weitergehen. Dann wollen auch 
wieder mehr junge Leute Grundschullehrer 
werden. Und es fällt weniger Unterricht aus! 
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„Mehr Geld für Grundschullehrer" 
SPD und Grüne fordern, die Lehrer in allen Schulstufen gleich zu bezahlen 
Von Matthias Korfmann 

An Rhein und Ruhr. Ein Lehrer am 
Gymnasium verdient jeden Monat 
500 Euro mehr als eine Kollegin in 
der Grundschule - und das, ob-
wohl die Ausbildung längst genau 
so lange dauert. Experten haben 
das als wichtige Ursache dafür aus-
gemacht, dass an den Grundschu-
len ein eklatanter Lehrermangel 
herrscht. Nun verdichten sich die 
Anzeichen, dass es in NRW künftig 
keine Zwei-Klassen-Gesellschaft 
bei der Bezahlung von Lehrern 
mehr geben wird. Der Landtag be-
schäftigte sich am Freitag mit An-
trägen von SPD und Grünen, die 
„ungerechte Besoldung" von 
Grundschullehrem und Pädago-
gen in der Sekundarstufe 1 zu been-
den. Schulministerin Yvonne Ge-
bauer (FDP) zeigte sich grundsätz-
lich offen für diese Vorstöße. ,Wir 
gehen die bestehenden Ungerech-
tigkeiten und Herausforderungen 
bei der Besoldung der Lehrkräfte 

an. Wir werden handeln", ver-
sprach Gebauer, allerdings ohne 
ins Detail zu gehen und einen Zeit-
plan zu nennen. 

Als sicher gilt, dass sich stellver-
tretende Leiter von Grund- und 
Hauptschulen bald über eine Ge-
haltserhöhung freuen dürfen. Die 
alte rot-grüne Landesregierung 
hatte in einem ersten Schritt die Be-
züge der Schulleiter angehoben, 
ihre Stellvertreter gingen aber zu-
nächst leer aus. ,Wir werden diesen  

Fehler zeitnah korrigieren", sagte 
Frank Rock (CDU). 

Seit 2009 durchlaufen alle Lehr-
amtsanwärter eine gleich lange 
universitäre Ausbildung. Dennoch 
müssen sich Berufseinsteiger zum 
Beispiel an Grund-, Haupt- und 
Realschulen mit der Besoldung 
Al2 begnügen, Lehrer in der Se-
kundarstufei 2, zum Beispiel an 
Gymnasien, erhalten zum Start 
A13. Rund 500 Euro macht dieser 
Unterschied im Monat aus. 

„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit" 

Lehrergewerkschaften wie GEW 
und VBE finden das zutiefst unge-
recht. Sie fordern „gleichen Lohn 
für gleiche Arbeit". Weil insbeson-
dere an Grundschulen gerade Leh-
rermangel herrscht, wäre eine ge-
rechtere Bezahlung aus der Sicht 
von SPD und Grünen besonders 
wichtig. - „Die Besoldung beein-
flusst auch die Studienwahl", sagte 
Sigrid Beer (Grüne). Es sollte nicht 
so sein, dass sich jemand aus finan- 

ziellen Erwägungen gegen das 
Grundschullehramt entscheidet. 

Die Gewerkschaften fordern üb-
rigens noch mehr „Gerechtigkeit" 
ein: Nicht nur Berufseinsteiger, 
sondern auch schon im Dienst be-
findliche Lehrer sollten höher ein-
gruppiert werden. Auch mit der un-
gleichen Bezahlung von verbeam-
teten und angestellten Lehrern 
müsse Schluss sein. 	Klartext S.2 
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Mehr Wertschätzung 
Matthias Korfmann 
zur Lehrerbesoldung 

Tn NRW herrscht Lehrermangel. Zu Beginn dieses 
.1 Schuljahres waren mehr als 2000 Stellen unbesetzt. 
Neben Berufskollegs und Förderschulen trifft dies be- 
sonders die Grundschulen. 500 Euro mehr für Grund- 
schullehrer — das würde den Beruf deutlich attraktiver 
machen. Die Verbesserung wäre also nützlich im Kampf 
gegen den Lehrermangel an diesen Schulen. 

Eine bessere Besoldung wäre zudem nur gerecht. 
Denn es ist nicht zu erklären, warum Pädagogen, die 
sich um Sechs- bis Zehnjährige kümmern, weniger Geld 
bekommen als ihre Kollegen, die in der Oberstufe unter- 
richten. Die Ausbildung ist gleich lang und gleich an- 
spruchsvoll, die Verantwortung ist sowieso vergleichbar. 
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit. Wer dies als richtig er- 
kennt, muss sich auch mit den anderen Ungleichheiten 
bei der Lehrerbezahlung beschäftigen. Die Gehalts- 
unterschiede zwischen angestellten Lehrern und Beam- 
ten sind ebenfalls nicht zu rechtfertigen. Landtag und 
Landesregierung scheinen sich inzwischen einig zu 
sein, dass Wertschätzung für Lehrer und Unterschiede 
in der Besoldung nicht zusammenpassen. Aus dieser 
Erkenntnis sollte schnell praktische Politik werden. 
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Gleiche Besoldung gefordert 
Parteien wollen Uriterschiede bei Lehrer-Gehältern abschaffen. 
Von Kristin Dowe 	 

Düsseldorf. Das Thema Schulpoli-
tik ist in Nordrhein-Westfalen 
traditionell emotional besetzt 
- so auch in der gestrigen Ple-
narsitzung im Düsseldorfer 
Landtag: Einen Moment lang 
klang es so, als wolle Schulmi-
nisterin Yvonne Gebauer (FDP) 
tatsächlich über Parteigrenzen 
hinweg eine sachliche Debatte 
über die Besoldung von Leh-
rern in NRW führen, als sie SPD 
und Grünen zu Beginn ihrer 
Rede dankte, dass sie das The-
ma in ihren Anträgen aufs Tab-
lett gebracht hatten. 

Dann aber wechselte die Li-
berale spielend in den Modus 
der Parteipolitikerin, als sie die 
Opposition wohl eher rheto-
risch fragte: „Sagt Ihnen die 
Zahl 1876 etwas?" Exakt so vie-
le Tage habe Rot-Grün nichts 
unternommen, um die unglei-
che Besoldung von Lehrkräf-
ten in NRW zu beseitigen. Ein 
zweifelhaftes „Wahlgeschenk" 
der vormaligen Landesregie-
rung sei der Schritt gewesen, 
zwar die Besoldung der Schul-
leiter zu erhöhen, deren Stell-
vertreter aber nicht zu berück-
sichtigen. Gleichzeitig ver-
sprach sie, die Regierung wer-
de nun handeln - auch, um den 
Lehrkräften in NRW die ver- 

diente Wertschätzung entge-
genzubringen. 

Ein ganzes Paket von Maß-
nahmen hatte die SPD gefor-
dert, um dem Lehrermangel 
insbesondere an Grundschulen 
entgegenzuwirken und eine 
„drohende Abwanderung von 
Lehrkräften in andere Bundes-
länder" zu verhindern. So wol-
len die Genossen gemäß ihrem 
Antrag die Unterschiede in der 
Besoldung von Lehrern in ver-
schiedenen Schulformen sowie 
zwischen verbeamteten und 
angestellten Lehrern aufhe-
ben, ein Jobticket für alle Leh-
rer anbieten und ihnen eine 

„Weiterbildungsgarantie" ge-
währleisten. 

Jochen Ott, schulpolitischer 
Sprecher der SPD-Fraktion, 
verteidigte die Bilanz der alten 
Landesregierung gegen die An-
griffe von CDU, FDP und AfD 
leidenschaftlich - immerhin 
habe Rot-Grün 16 000 Lehrer-
stellen geschaffen. Gleich 
zweimal muss ihn Landtagsvi-
zepräsidentin Carina Gödecke 
zur Ordnung rufen - ihre Fra-
ge, ob Ott eine Zwischenfrage 
zulassen wolle, stieß bei die-
sem auf taube Ohren. 
FDP will Lehrer mit Assistenten für 
Verwaltungsarbeit entlasten  

Die hehren SPD-Wünsche dürf-
ten zwei Wochen vor der Bun-
destagswahl wohl auch auf das 
Wählerpotenzial bei Pädago-
gen abzielen. 

Vorwürfe an die Vorgänger-
regierung im Hinblick auf rot-
grüne Versäumnisse in der 

Schulpolitik machte derweil 
auch die FDP-Abgeordnete 
Franziska Müller-Rech, nannte 
in ihrer Rede aber zumindest 
zwei konkrete Verbesserungs-
vorschläge für die Situation an 
den Schulen: So will die FDP 
Lehrer von unnötigen Doku-
mentationspflichten entbin-
den und sie durch den Einsatz 
sogenannter 
Schulverwaltungsassistenten 
von administrativer Mehrar-
beit entlasten. „Die Lehrer 
müssen raus aus dem Büro und 
wieder rein ins Klassenzim-
mer", so Müller-Rech. 

Der AfD-Abgeordnete Hel-
mut Seifen, selbst Schulleiter 
an einem Gymnasium im 
münsterländischen Gronau, 
beklagte (fernab vorn Thema 
der Besoldungsfrage) eine 
„linksideologische Spaßpäda-
gogik" - die Schulen sollten 
„Autorität wieder als Form der 
Menschenführung einsetzen". 
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